
 

 

Verordnung des Integrationsministeriums über die Du rchführung des Flücht-

lingsaufnahmegesetzes (DVO FlüAG) 

 

Vom 8. Januar 2014 

 

Auf Grund von § 6 Absatz 4 Satz 3, § 8 Absatz 1 Satz 6, § 12 Satz 5, § 18 Absatz 1 

Satz 2 und § 19 Nummer 1 des Flüchtlingsaufnahmegesetzes (FlüAG) wird verord-

net: 

 

§ 1  

Zuteilung an die Stadt- und Landkreise 

 

(1) Die Zuteilung der Flüchtlinge nach § 6 Absatz 4 Satz 1 FlüAG erfolgt nach einem 

Schlüssel, der sich aus dem Anteil des jeweiligen Stadt- oder Landkreises an der Be-

völkerung des Landes errechnet (Zuteilungsquote). Bei der Zuteilung ist der Haus-

haltsgemeinschaft von Familienangehörigen und humanitären Umständen von ver-

gleichbarem Gewicht in besonderem Maße Rechnung zu tragen.  

 

(2) Der Stadtkreis Karlsruhe ist von der Zuteilung von Personen nach § 1 Absatz 2 

Nummer 1 FlüAG an die unteren Aufnahmebehörden ausgenommen, solange sich 

auf dessen Gebiet die Landeserstaufnahmeeinrichtung für Flüchtlinge (Landeserst-

aufnahmeeinrichtung) befindet. Soweit sich ein Standort der Landeserstaufnahmeein-

richtung außerhalb des Stadtkreises Karlsruhe befindet, wird die Zuteilungsquote des 

betroffenen Stadt- oder Landkreises von Personen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 

FlüAG um den Prozentsatz verringert, der dem Anteil der Erstaufnahmeplätze des 

Standorts an den regulären Erstaufnahmeplätzen zum 31. Oktober des Vorjahres im 

Stadtkreis Karlsruhe entspricht. Satz 2 gilt entsprechend, soweit sich auf dem Gebiet 

eines Stadt- oder Landkreises eine Aufnahmeeinrichtung nach § 19 Nummer 2 FlüAG 

befindet. 

 

§ 2 

Zuteilung in die Anschlussunterbringung 

 

Die Zuteilung der Personen nach § 18 Absatz 1 Satz 1 FlüAG an die Gemeinden er-

folgt nach einem Schlüssel, der sich aus dem Anteil der jeweiligen Gemeinde an der 

Bevölkerung des Landkreises errechnet. Die unteren Aufnahmebehörden können im 

Einvernehmen mit den Gemeinden hiervon abweichende Zuteilungsregeln festlegen. 

Die unteren Aufnahmebehörden können Unterbringungskapazitäten, die in der Ge-

meinde für die vorläufige Unterbringung bestehen, ganz oder teilweise anrechnen. 



 

 

Bei der Zuteilung ist der Haushaltsgemeinschaft von Familienangehörigen und hu-

manitären Umständen von vergleichbarem Gewicht in besonderem Maße Rechnung 

zu tragen.  

 

§ 3 

Berechnungsgrundlagen 

 

Die Zuteilungsschlüssel nach § 1 Absatz 1 und nach § 2 sind nach den am 30. Juni 

des vorausgegangenen Jahres bestehenden Verhältnissen zu berechnen. Dabei ist 

die auf der Grundlage des jeweils jüngsten verfügbaren Zensus weitergeführte Be-

völkerungsfortschreibung zugrunde zu legen.  

 

§ 4 

Zuteilung unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge 

 

(1) Ausländische Kinder und Jugendliche im Sinne von § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 

3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch werden abweichend von § 1 Absatz 1 der 

unteren Aufnahmebehörde zugeteilt, in deren Bezirk sie in Obhut genommen worden 

sind. Die Zuteilung kann an eine andere untere Aufnahmebehörde erfolgen, sofern 

zwischen den beteiligten Aufnahme- und Ausländerbehörden und den berührten örtli-

chen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe hierüber Einvernehmen besteht.  

 

(2) Werden ausländische Kinder und Jugendliche nach Absatz 1 Satz 1 erstmals im 

Bezirk der unteren Aufnahmebehörde der Stadt Karlsruhe festgestellt, so werden sie, 

sofern es sich um Personen nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 FlüAG handelt, der unte-

ren Aufnahmebehörde zugeteilt, in deren Bezirk im Anschluss an die Inobhutnahme 

nach § 42 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Achten Buches Sozialgesetzbuch eine Hil-

fe nach dem Sozialgesetzbuch gewährt wird. 

 

(3) Zuteilungen an eine untere Aufnahmebehörde sind auf die Zuteilungsquote nach 

§ 1 Absatz 1 anzurechnen. 

 

§ 5 

Mindeststandards während der vorläufigen Unterbringung 

 

(1) Um den Bewohnerinnen und Bewohnern von Gemeinschaftsunterkünften und 

Wohnungen eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen, sollen diese 

Einrichtungen der vorläufigen Unterbringung in einem im Zusammenhang bebauten 



 

 

Ortsteil oder im Anschluss daran eingerichtet werden. Eine ausreichende Nutzungs-

möglichkeit regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel muss gewährleistet sein.  

 

(2) Alleinstehende Personen sind nach Geschlechtern räumlich getrennt unterzubrin-

gen. Der Haushaltsgemeinschaft von Familienangehörigen und sonstigen humanitä-

ren Umständen von vergleichbarem Gewicht ist Rechnung zu tragen. 

 

(3) In den Gemeinschaftsunterkünften müssen Vorkehrungen getroffen sein, um im 

Gefahrenfall eine unverzügliche Alarmierung der zuständigen Stellen zu gewährleis-

ten.  

 

(4) Stehen in der Gemeinschaftsunterkunft für die Verpflegung keine oder nur teilwei-

se separate Kochgelegenheiten zur Verfügung, so sind Gemeinschaftsküchen einzu-

richten.  

 

(5) Verfügt die Gemeinschaftsunterkunft nicht oder nur teilweise über abgeschlosse-

ne Wohnbereiche, die mit eigenen Sanitäreinrichtungen ausgestattet sind, sind ge-

meinschaftlich genutzte Wasch- und Duschräume sowie Gemeinschaftstoiletten nach 

Geschlechtern getrennt einzurichten.  

 

(6) In Gemeinschaftsunterkünften soll unter Berücksichtigung der räumlichen Gege-

benheiten mindestens ein Gemeinschaftsraum eingerichtet werden. 

 

(7) Sofern in einer Gemeinschaftsunterkunft die Unterbringung von Kindern vorgese-

hen ist, soll mindestens ein abgetrennter Raum in ausreichender Größe und mit ent-

sprechender Ausstattung eingerichtet werden, der zum Spielen und bei Bedarf für 

Schulkinder zur Erledigung von Hausaufgaben zur Verfügung steht. Wird hierfür ein 

Gemeinschaftsraum genutzt, ist zu gewährleisten, dass dieser in ausreichendem 

zeitlichen Umfang ausschließlich für die vorbezeichneten Zwecke zur Verfügung 

steht. 

 

(8) Gemeinschaftsunterkünfte sollen unter Berücksichtigung der örtlichen Gegeben-

heiten mit Außenanlagen zur Freizeitgestaltung ausgestattet werden.  

 

(9) In besonderen Zugangssituationen kann die oberste Aufnahmebehörde befristet 

Abweichungen zulassen, soweit dies erforderlich ist, und die Bedingungen hierfür 

festlegen. 

 



 

 

(10) Die Vorschriften des Baurechts sowie des Brand- und des Gesundheitsschutzes 

bleiben unberührt. 

 

§ 6 

Flüchtlingssozialarbeit  

 

(1) Nimmt die untere Aufnahmebehörde die Aufgabe der Flüchtlingssozialarbeit 

selbst wahr, stellt sie sicher, dass dies unabhängig von der sonstigen behördlichen 

Aufgabenerfüllung erfolgt. Der für die Flüchtlingssozialarbeit veranschlagte Anteil der 

Pauschale ist vollumfänglich dafür einzusetzen. 

 

(2) Die Ziele und inhaltlichen Schwerpunkte der Flüchtlingssozialarbeit sowie die für 

diese Tätigkeit notwendigen Qualifikationen ergeben sich aus der Anlage zu dieser 

Verordnung. 

 

§ 7 

Zuständigkeiten 

 

Das Integrationsministerium kann dem Regierungspräsidium Karlsruhe die Zustän-

digkeit für Förderverfahren im Zusammenhang mit der Betreuung von Flüchtlingen 

auch außerhalb seines Bezirks übertragen. 

 

§ 8  

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 

 

 

 

Stuttgart, den 8. Januar 2014 

 

 

Öney 



 

 

Anlage 

(zu § 6) 

 

Flüchtlingssozialarbeit 

 

I. 

Ziele und Aufgaben der Flüchtlingssozialarbeit während der vorläufigen Unterbrin-

gung 

 

(1) Eine qualifizierte Flüchtlingssozialarbeit in den Einrichtungen der vorläufigen Un-

terbringung soll es den untergebrachten Personen ermöglichen, ein menschenwürdi-

ges, selbstverantwortliches Leben in Deutschland zu führen und ihre Integrationsfä-

higkeit zu erhalten. 

 

(2) Umfasst sind folgende Ziele und Aufgaben: 

 

1. Sozialarbeiterische Hilfestellungen, Beratung und Vermittlung von 

Informationen, die das Asylverfahren und den damit verbundenen Aufenthalt in 

Deutschland betreffen, 

 

2. besondere Angebote für schutzbedürftige Personen, 

 

3. Mitwirken an der Erarbeitung einer Lebensperspektive des Flüchtlings für die 

Zeit des Aufenthaltes im Inland, 

 

4. Durchführung von pädagogischen und sozialen Aktivitäten mit Flüchtlingen 

und Bürgern aus dem Umfeld der Einrichtung, 

 

5. Förderung des gegenseitigen Verständnisses und Hinwirken auf ein friedvolles 

Miteinander zwischen Flüchtlingen und Aufnahmegesellschaft, 

 

6. Gewinnung, Begleitung und Schulung ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. 

 

(3) Die Bestimmungen des Rechtsdienstleistungsgesetzes bleiben unberührt. 

 



 

 

II. 

Personal 

 

Für die Flüchtlingssozialarbeit in den Einrichtungen der vorläufigen Unterbringung 

werden Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter beziehungsweise Sozialpädagoginnen 

und Sozialpädagogen oder Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit mindestens ver-

gleichbarer Qualifikation eingesetzt. Für Personal, das zum Zeitpunkt des Inkrafttre-

tens dieser Verordnung bereits beschäftigt wird, kann davon im Ausnahmefall abge-

wichen werden. Im Übrigen sollen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter regelmäßig an 

geeigneten Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen können. 

 

III. 

Datenschutz 

 

Die im Rahmen der Flüchtlingssozialarbeit bekannt gewordenen personenbezogenen 

Daten sind nach Maßgabe der datenschutzrechtlichen Bestimmungen vertraulich zu 

behandeln. 

 
 


